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Deutſchland. 
Berlin, 10. April. Man begegnet jetzt öfter in den 
Blättern der Frage: „wenn dle preußiſche Regierung auf die Dia⸗ 
tenbewilligung und die Beſchlüſſe des Reichstages über das Bun⸗ 
deskriegsweſen nicht eingehen wolle, welche praktiſche Bedeutung 
dann den Erklärungen des Grafen Bismarck am 11. v. M. noch 
beigelegt werden können.“ Dieſe Frage kann ſchwerlich auf ernſt⸗ 
lichem Zweifel beruhen, denn die Antwort ergiebt ſich leicht genug, 
wenn man die ſchon beſchloſſenen Abänderungen des Entwurfs 
über die Wählbarkeit der Beamten, über die Veroffentlichung der 
Parlamentoberichte, ſowle ſelbſt die Erklärungen des Krlegsminiſters 
v. Roon bei den Verhandlungen über Abſchnitt XI. mit den Aeuße⸗ 
rungen des Miniſterpräſidenten am 11. v. M. vergleicht und dle 
möglichen nach den bisherigen Erfahrungen gar nicht unwahrſchein⸗ 
lichen Folgen der Forckenbeckſchen Amendements ſich vergegenwärtigt. 
Der Reglerungs⸗Kommiſſar v. Roon bat ſelbſt dieſen ſehr wejent- 
lichen Abänderungen, und zu Abſchnitt XII. den Miquel'ſchen Amen- 
dements gegenüber keine unbedingte Ablehnung in Aucsſicht geſtellt, 
ſondern nur auf die unerläßliche Ergänzung durch Annahme der 
Amendements Fürſt Solms, Moltke und Bethujy-Huc hingewleſen. 
Obgleich alſo Graf Bismarck von Anfang an weſentliche Abände⸗ 
rungen der Hauptgrundlagen des Entwurfs als unausführbar bes 
zeichnet hat, obgleich Niemand läugnen wird, daß die Forckenbeck⸗ 
ſchen Anträge in Verbindung mit der Diätenbewilligung nicht allein 
den ganzen Charakter der Reglerungs-Vorlage umwandeln, ſondern 
ſelbſt das geltende Verfaſſungsrecht des preußiſchen Staats vollſtän⸗ 
dig verändern, ſo hat doch die Regierung in den Moltke'ſchen und 
analogen Anträgen einen Vermittelungsweg in Ausſicht geſtellt. 
Ohne dieſe ausgleichenden Garantlen konnte aber nicht von einem 
Nachgeben der Regierungen innerhalb der vom Grafen Biemarck als 
zuläſſig bezeichneten Grenzen, ſondern vielmehr nur von einem ra- 
dikalen Umſturz, ſowohl der Hauptgrundlagen des Verfaſſungs⸗Ent⸗ 
wurfs, als auch der ganzen Politik des preußiſchen Staates, die Rede 
fein. Forderungen des ſchulgerechteſten Schablonen-Parlamentariemus, 
Kontingentirung des Präſenzſtandes, der Einnahmen, volles Bud⸗ 
getrecht für die Ausgaben, allgemeine, direkte Wahlen ohne Beſchrän⸗ 
kung der Wählbarkeit, abſolute Straffreiheit der parlamentariſchen 
Berichte u. |. w. — Forderungen, die ſelbſt die preußlſche Foriſchritts⸗ 
partei in ihrer Blüthezeit nie zu ſtellen wagte, — ſollte alſo jetzt die 
Regierung dem Reichtag in den Schooß werfen, zu einer Zeit und 


unter Verhältniſſen, die jeder Oppofition noch eine anſehnliche Ver⸗ 


ſtärkung aus den partikulariſtiſchen Elementen der 21 Bundesſtaa⸗ 
verheißen, damit ſollte dann ein Bundes- Präſidium die 
ö Reg. en der ſüddeutſchen Staa ⸗ 


ALL - 


Reg ung 


ain Wr Bee werden, die dieſe Erfolge ihrem Siege über 
die Kurzſichtigkeit einer oppofltionellen Volksvertretung eingeftande- 
ner Maaßen mit verdankt, ſollte nun, auf der Höhe ihrer zum Setzen 
Deutſchlands und Preußens gebrachten Macht ſtehend, plotzlich den 
Entſchluß faſſen, der in ihren Händen liegenden Gewalt ſich zu 
Gunſten eines praktiſch nirgends bewährten idealen Syſtems voll- 
ſtändig zu entäußern? Bei der auftichtigſten Begetſterung für 
die Erziehung des Volkes zur politiſchen Selbſtſtändigkeit und Frei⸗ 
beit würde dieſer Uebergang doch als eine ſchwärmerlſche Uebereilung 
betrachtet werden müſſen und nicht als „weiſer“ Entſchluß bewähr⸗ 
ter Staatsmänner! 

Berlin, 9. April. Die Abſicht des Königs der Niederlande, die 
Verhandlungen über die Abtretung des Großherzogthums Lurem- 
burg an Frankreich abzubrechen, iſt wie verlautet, am Widerſpruche 
Frankreichs geſcheitert. Die Geneigtheit Preußens, dle Angelegen⸗ 
heit einer die Entſcheidung nur verzögernden Konferenz der Unter⸗ 
zeichner der Verträge von 1839 zu unterbreiten, wird bezweifelt, 
da nach den Erklärungen des Grafen Bismarck die definitive Hal- 
tung Preußens weſentlich von den Anſichten ſeiner Bundesgenoſſen 
und der Volks vertretungen abhängig iſt. Der beſchlrunigte Zu- 
ſammentritt des preußiſchen Landtages wird mit dieſer Frage in 
Verbindung gebracht. 

— Die preußiſche Regierung hat nunmehr in einer Note an 
tie auswärtigen Höfe ihre Auffaſſung der Luxemburger Angelegen⸗ 
heit dargelegt, und bei aller friedlichen und milden Auslaſſung doch 
mit Enlſchledenheit den Entſchluß zu erkennen gegeben, ihr gutes 
Recht bezüglich der Beſetzung der Feſtung Luxemburg ſich auf kei- 
nen Fall nehmen oder beeinträchtigen zu laſſen. 

— Die ruſſiſche Tagespreſſe, die offizielle wie nichtofftzielle, 
nimmt in der Luxemburger Frage entſchieden Partel für Preußen. 
Die meiften ruſſiſchen Blätter haben ſogar ihre frühere Abneigung 
gegen die preußiſchen Annexionen in dem Grade überwunden, daß 
ſie den Augenblick herbeiwünſchen, wo ganz Deulſchland unter 
Preußens Führung vereinigt iſt und die Macht gewonnen bat, der 
Ländergier des Napoleoniſchen Frankreichs einen ſtarken Damm ent⸗ 
gegenzuſetzen und die unerträgliche Suprematie desſelben zu bre · 
chen. Nach der Stimmung der ruſſiſchen Tagesprejje zu urthtilen, 
würde ein Krieg zwiſchen Frankceich und Preußen wegen Luxem⸗ 
burg der ruſſiſchen Regierung inſofern nicht unerwünſcht fein‘, ale 
fie freie Hand zu entſchiedenem Vorgehen in der orientaliſchen 
Frage bekäme. 

— Die Wiener Burſchenſchaft „Sileſia“ hat an R. Bennig⸗ 
ſen anläßlich feiner bekannten Interpellation im norddeutſchen Par- 
lament folgende Adreſſe gerichtet: Euer Wohlgeboren! Geſtatten 
Sie, geehrter Herr, daß wir Ihnen danken für das ſtolze Wort, 
das Sie im Namen des deutſchen Volkes geſprochen. Geſtatten 
Sie, daß ein kleiner Bruchtheil der Wiener Studentenſchaft der 
Dolmetſch der Geſammtheit ſet, die keine Stimme bat. Die Bur- 
ſchenſchaft Deutſch⸗ Oeſterreichs hält es für ihre Pflicht, mit der 
Vaterlandsbegelſterung, die ein heiliges Erbe der deutſchen Jugend 


geblieben, Ihnen zuzujubeln; mögen uns alle Korporationen folgen 


u 


> 


"Negierung, deren glänzende Erfolge von der den hub d ven u de 


und ein gewaltiger Chorus mag Ibr Wort beftätigen, daß in einer 
Frage, wo deutſchts Land und utſche Ebre auf dem Spiele ſtebt, 
alle Parteien, alle Stände einig ſeien. Und wenn kein Weg mehr 
bleiben ſollte als der Appell an das Schlachtenglück, ſo wird — 
wir find es überzeugt — die Mlüthe der Hochſchulen Deutſchlands 
zu den Waffen eilen und der Shreit gegen den natürlichen Feind 
wird vielleicht manchen unnatilſchen Zwiſt beenden. Wenn ge 
waltige Ereigniſſe polltiſche Schranken zwiſchen uns gezogen, ge- 
waltige Ereigniſſe können fie w zerbrechen. Wenn wir aber 
vielleicht unthätig zur Seite ſtelzn müſſen, müßig bei dem großen 
letzten Kampfe, den die deutſche Einheit auszufechten hat, mögen 
es Ihnen dieſe Zeilen jagen, daß wir dann nur trauernd fern ge- 
blieben, daß unſere Herzen dorß ſtad, wo deutſche Männer die 
fremde Bevormundung in Trümmer ſchlagen, dort, wo feine Blut- 
taufe der junge Rieſe erhält, DE nichts mebr wiſſen mag von Bet- 
teln und Biegen, der lein deutſſhes Dorf verlieren mag und keinen 
Schatten mehr dulden auf deutſchem Namen und auf deutſcher Ehre. 
Nehmen Euer Wohlgeboren DE Verſicherung, daß die Jugend 
Deutſch⸗Oeſterreichs ihr Herzbluf gern geben will, auf daß es ſtark 
und hehr ſich aufbaue, die Furcht der Großen, die Stütze der. Klei- 
nen, das einige, mächtige Deutſchland! 


Berlin, 9. April. (Nordßeutſcher Reichstag.) 32. Sitzung. 
(Schluß.) Abg. Schulze: Die Auſſcht des Abg. Weber ſcheint mir etwas zu 
eng zu ſein. Wir ſtehen auf dem nglfonalen Rechte des Volks, auf ſeiner Exi⸗ 
ſtenz und auf der Integrität dieſeß Exiſtenz. Davon müſſen alle Beſtre⸗ 
bungen ausgehen. Wir dürfen mit unſern ſüddeutſchen Brüdern nicht blos 
durch internationale Beziehungen Mb diplomatiſche Verträge verbunden 
fein. Wir wüſſen unbedingt auf Enigung dringen, deshalb bitte ich Sie, 
mein Amendement anzunehmen. Abg. Miquel: Dieſer Antrag gebt 
nicht aus Mißtrauen gegen die pfeußiſche Regierung hervor. Aus den 
Thatſachen der Vergangenheit haben wir das Vertrauen gejchöpft, daß die 
Politik der preußiſchen Regierung in der Zukunft eine wahre nationale fein 
wird. Der preußiſche Staat iſt nichts weniger als ein Militärſtaat, er iſt 
ein Staat der Kultur. (Bravo!) Wir haben eine Koalition von Demo⸗ 
kraten uns gegenüber. Wir halte es nicht für nöthig, die preußiſche Re⸗ 

ierung weiter zu dräugen auf ihrem erfolgreichen Bahnen. Aber wir wol⸗ 
len unſeren ſüddeutſchen Brüdern ein Zeugniß ablegen, daß unſer Ziel die 
jede Vereinigung mit ihnen ſei. Zeſtpunkt des Eintritts kann aber nicht 
Regierung beſtimmen ſollen, ſondeng dazu muß die Zuſtimmung der preu⸗ 
ßiſchen Regierung gehören. Das ſheſentlichſte Hinderniß gegen den Eintritt 
der Südſtaaten war bis jetzt wenigſtens eine Abneigung der ſüddeutſchen 
Regierungen und eines Theils der Bevölkerungen. Dieſe Abneigung iſt im 
Schwinden. Wir haben unſere Eißkichtungen ſo treffen müſſen, daß fie 
auch für Norddeutſchland allein paſſeh, aber am Schluſſe unferer Berathungen 
geziemt es uns offen, die Hand 1 ſüddeutſchen Brüdern hinzuſtcecken. 
Das Ausland wird wiſſen, daß 9 glieder durch keinen Vertrag aus- 
einander gehalten werden können b) — Abg. Wigard: Deuiſch⸗ 
land iſt in drei Theile zerriſſen luft iſt nicht ausgefüllt, ſonder 
höchſtens überbrückt durch intern Verträge. ee 2 
i Verfaſſungsänderung nöthig wer⸗ 
en und da hoffen wir, daß ee Wade Abg. 
Lasker: Die Anſichten des erſten Heren Vortedners wurden wie in einer 
Bierſtube geäußert. (Praſident erklärt dieſen Ausdruck für. unparlamen⸗ 
tariſch.) Die Hinderniſſe Preußens find hinweggeräumt und dieſes ſowohl 
wie Oeſterreich kann ſich nun frei entwickeln. Wir wollen in unſecem 
Amendement andeuten, daß wir den Zutritt Süddeutſchlands els innete 
Angelegenheit des Bundes anſehen. — Abg. Schrader: Uuter dem frü⸗ 
heren Bundestage waren doch alle deutſchen Stämme umſchloſſen. Ich ftebe 
auch auf dem Boden der gegebenen Thatsache; aber der Erfolg der großen 
Ereigniſſe des vorigen Jahres darf nicht fein, daß Deulſchland zerriſſen 
werde. (Ah! —) Ganz Deutſchland muß einig werden. Dazu giebt aber 
der Art. 71 wenig Hoffnung; eben fo wenig die Erklärung des Herrn 
Präſidenten der Bundes⸗Kommiſſare. Ich habe daher einen Antrag ge⸗ 
ſtellt, der dieſe Einigung ermöglichen fol; würde aber vollſtandig bereit 
fein, ihn zu Gunſten des Antrags Duncker zurück uziehen. Oeffnen wir 
unſeren ſüddeuſſchen Brüdern die Thür zum Eintritt, wir werden uns da⸗ 
durch den Dank der Nation erwerben. — Abg. Frhr. v. Vincke (Hagen): 
Ich ſtimme mit dem Herrn Abgeordneten für Stade und Osnabrück voll⸗ 
kommen überein und habe deshalb Nichts hinzuzufügen. Wir müſſen den 
deutſchen Bund fo weit ausdehnen, als die deulſche Zunge klingt. Ich will 
die einzelnen Amendements kurz beleuchten. Das des Abg Duncker halte 
ich für unanuehmbar, weil es nicht weit genug geht; das des Abg Schra⸗ 
der für eine Ausgeburt des Partikularismus, weil es der Vildung unſeres 
Bundes Verlegenheiten bereiten kann. Der. Here Autraaftellsv meint, er 
ände auf dem Boden der gegebenen Thatſache. Ich weiß nicht, ob das 
emand jagen kann, der noch im vorigen Jahre die Annexion von Schles- 
wig-Hofftein für Sünde hielt Iſt nicht unter der Herrſchaft des demſchen 
Bundes zwei Drittel von Luxemburg verloren gegangen? Nicht der Bund, 
ſondern Preußen und Oeſterreich haben gegen den Bund Schleswig und 
Holſtein befteit. Auch ich theile die Ohmpathie zu den Sul ſtaaten auf 
das Eutſchiedenſte. Was mich hindern könnte, dieſem Ame dement zuzu⸗ 
ſtimmen, wäre: wenn es der Regierung große Verlegenheiten bereitete, 
Die Gefahren von außen her werden vielleicht ein Verſchwinden der unna⸗ 
türlichen Parteigruppfrungen herbeiführen und andererſeits ein Zuſammen⸗ 
gehen von ganz Deutſchland einſchließlich Oeſterreich bewirken. 

Präſident der Bundes⸗Kommiſſare Graf Bismarck: Um der Auf⸗ 
forderung des Herrn Vorredners zu genügen, will ich mich mit wenigen 
Worten über die Stellung der verbündeten Regierungen zu dem Amende⸗ 
ment Lasker⸗Miquel ausſprechen. Ich kann nicht behaupten, daß die Tendenz 
dieſes Amendements unſeren Wünſchen und Beſtrebungen widerſpricht Eine 
andere Frage aber ift die, ob ſolche Mitglieder dieſer Verſammlung, welche 
zugleich Vertreter der Regierungen ſind, 
finden, für das Amendement zu ſtimmen. Ich habe geſagt, daß es unſern 
Wünſchen nicht widerſpricht. Aber eine Regierung it verpflichtet, ſich bei 
der Ausſprache ihrer Wünſche nach der Decke ihrer Rechte zu ſtrecken. Ich 
will damit auch nicht behaupten, daß die Annahme dieſes Amendements im 
Widerſpruche mit dem Art. 4 des Prager Friedens ſtände, ich will nur aus 
ähnlichen Grün en, wie ich fie geſtern bei der Beantwortung der beſſiſchen 
Juterpellation hervorhob, nicht ganz den Verhandlungen, die zu einer ein⸗ 
heitlichen Auslegung der Kontrahenten des Prager Friedens erforderlich 
ſind, vor reifen, auch nicht die Entſchließung der ſüddeutſchen Regierungen 
in einer Weiſe präjudieiren, zu welcher bisher der Grad ihres amtlichen 
Entgegenkommens uns nicht auffordert. Daß im Art. 4 des Prager Frie- 
dens nicht blos ein internationales Schutz⸗ und Trutzbündniß — wie einer 
der Herren Vorredner, ich weiß nicht welcher, bemerkte, ins Auge gefaßt iſt, 

eht, glaube ich, aus feinem Wortlaut für jeden aufmerkſamen Leſer hervor. 
is iſt im Art. 4 nicht von einer neuen Geſtaltung Norddeniſchlands blos 
die Rede, ſondern von einer neuen Geſtaltung Deutſchlands. Der Begriff 
wird dadurch erläutert, daß der ſas folgt? „Deuiſchland ohne Bethei⸗ 
ligung des öſterreichiſchen Be Alſo es iſt zugeſtimmt zu einer 
Umgeſtaltun derjenigen Beſtand le des frühern deutſchen Bundes, welcher 
nach dem Ausſcheiden der öſterreichiſchen Theile des Vundesterritoriums 
übrig war. Es iſt ferner in der dritten Zeile vor dem Schluß des Artikels 
von der nationalen Verbindung Suddeutſchlands mit dem norddeutſchen 


ſich augenblicklich in der Lage be⸗ 


en er 3 


tung. 
Morgenblatt. Donne ſtag, den 11. April. | | 
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Preis im Stettin vierteljährlich 1 Thlr., 
monatlich 10 Sgr., 
mit Botenlohn viertel. 1 Thlr. 71, Spt 
monatlich 12 ½ Sgr.; 
für Preußen viertelj. 1 Thlr. 5 Sgr. 


Bunde geſprochen, aljo nicht von einer internationalen, welches Wort aus⸗ 
drücklich in demſelben Artikel auf die Beziebungen Süddeutſchlands zum 
Auslande ſeine Anwendung gefunden bat Wenn ich nichtsdeſt weniger die 
Frage, ob der Eintritt der ſüddeutſchen Staaten mit diefem Artikel verträg⸗ 
lich iſt, einſeitig nicht bejahen möchte, ſondern ihre Beantwortung im Eins 
verſtändniß mit der Kaiſerlich öſterreichiſchen Regierung finden mochte, fo 
bewegt mich dazu der Umſtand, daß eine der Plämiſſen, welche Artikel 4 
aufftellt, in der Kette fehlt: das iſt nämlich das Zuſtandekommen des ſüd⸗ 
deutſchen Bundes. Wäre dieſer zu Stande gekommen, oder hätte er Aus⸗ 
ſicht dazu, ſo iſt meine Ueberzeugung immer geweſen, daß wenn im Norden 
ein Parlament tagt auf einer nationalen Baſis, im Süden ein anderes, 
dieſe beiden Parlamente nicht länger aus einander zu balten ſein würden, 
als etwa die Gewäſſer des rothen Meeres, nachdem der Durchmarſch erfolgt 
war (Heiterkeit). Dieſe Prämiſſe fehlte bisher und wir möchten bei der 
Ueberzeugung, daß die nationale Zuſammengebörigkeit ihre Sanktion durch 
die Geſchichte ganz zweifellos dennoch empfangen wird, über die Frage, ob 
dies ſofort und in welcher Form geſchehen kann, nicht in Meinungsver⸗ 
ſchiedenheit mit der Kaiſerlich öſterreichiſchen Regierung über die Auslegung 
des neueſten Friedensvertrages zwiſchen uns gerathen und tiefer Auslegun 
nicht einſeitig vorgreifen. Im Uebrigen bin ich auch der Meinung, daß 
der Unterſchied zwiſchen dem Amendement Miquel Lasker und dem Texte 
des Artikel 71 jo ſebr erheblich in der Praxis nicht iſt. Das Amendement 
behält dem Präſidium, oder wie ich zugebe, daß man richtiger ſagen würde, 
dem Bundesrath die Initiative vor, und im Bundesrathe würde voraus⸗ 
ſichtlich das Präſidium die Initiative baten. Das Bundespräſidium würde 
unzweifelhaft mit dieſer Initiative doch jo lange warten, bis es diejenigen 
Verhandlungen geführt hat, die in dem Art. 71 vorgeſehen ſind, und es ſich 
durch den Verlauf der Verhandlungen Überzeugt hat, daß der Moment ein⸗ 
getreten ſei, wo in dieſem Sinne vorgegangen werden konne, obne daß die 
Verfrühung eines Momentes, der ſpäter doch eintritt, mit unverhältuiß 
mäßigen Gefahren oder Zerwürfniſſen mit den Kontrahenten des Prager 

riedens verdunden ſei. Aus dieſen Gründen werde ich mich enthalten, 
für das Amendement Miquel zu ſtimmen. Wird es angenommen werden, 
ſo wird an die verbündeten Regierungen ja die Frage herantreten, ob ſie 
ſich zu dieſem neuen Text des Verfaſſungsentwurſes bei der definitiven Be⸗ 
ſchlußfaſſung werden bekennen können. Ich glaube nicht, dieſe Frage von 
Hauſe aus verneinen zu ſollen, um deswillen, weil das Amendement Miquel 
eben die Eigenſchaft hat, dem Präſidium und dem Bundesrath die Ent⸗ 
ſchließung über den Zeitpunkt dennoch vollſtändig frei zu laſſen und in keiner 
Weiſe verpflichten würde, der Frage früher näher zu treten, als wir mit 
allen Elementen, denen wir das Recht einzureden zuerkennen, darüber einig 
ſind. (Lebbafter Beifall.) 5 

Die Diskuſſton wird geſchloſſen. Es folgen perſönliche Bemerkun⸗ 

gen. Adg. Bebel erklärt, daß er nicht der Laſalle'ſchen, ſondern der ra⸗ 
dikal⸗demokratiſchen oder der Volkspartei angehöre. — Abg Schrader; 
Der Herr Arg v. Binde kann die Broſchüre, auf die er ſich bezieht, nicht 
geleſen haben, und werde ich mir erlauben, iam ein Exemplar zu verehren. 
(Pläſident Simſon: Das iſt eine perſönliche Freundlichkeit, aber keine 
perſönliche Bemerkung. Heiterkeit.) — Nachdem Abg. Schrader ſein 
Amendement zu Gunſten des Duncker'ſchen zurückgezo en, wird zur Ab⸗ 
ſtimmung geſchritten. Das Amendement Duncker wird abgetehnt (dafür 
nur die Linke), Art. 71 der Regierungsvorlage mit ſehr großer Majorität 
angenommen, desgleichen der Zuſatz der Abgg. Lasker — Miguel zu 
Art. 71 und ſchließlich der Art. 71 mit dieſem Zuſatz (bei den beiden letz⸗ 
ten Abſtimmungen ſtimmen die Abgg. Miniſter 


Roon im Ei klange mit der obigen Erklarung nicht mit der Mehrbeit des 


Hauſes). — Die Vorberathung wendet ſich nunmehr der Einleitungsformel 
des Verfaſſungsentwurfs zu: „Se. Mazeſtät der König von Preußen u. 
w. ſchließen einen ewigen Bund zum Schutze des Bundesgebietes und des 
innerhalb: deſſelben gültigen Rechts, ſowie zur Pflege und Wohlfahrt des 
deutſchen Volkes. Dieſer Bund wird den Namen des „no ddeutſchen“ 


führen und wird nachſtehende Verfaſſung haben.“ — Am Schluͤſſe bean⸗ 


tragt Abg. Scherer nach dem Worte „nachſtehende“ einzufügen: in Ueber⸗ 


einſtimmunng mit der zum erſten norddeutſchen Reichstage berufenen Ge⸗ 


ſammtvertretung des norddeutſchen Volkes feſtgeſtellte“ Verſaſſunz haben — 
Abg. Scherer motivirt unter großer Unruhe des Hauſſs feinen Antrag. 
— Abg. Kantak: Nachdem fie, die Polen, bei 8. 1 den Proteſt eingereicht 
hätten, hälte es ihnen nicht einfallen können, noch einmal das Wort zu 
ergreifen. Wenn er dies heute dennoch thue, jo veranlaſſe ihn dazu das 
Scherer'ſche Amendement. Ein „norddeutſches Volk“ gebe es nicht. (Sehr 
richtig.) Er have andere Mitglieder gefragt, ob fie ein ſolches kennten, fie 
hätten alle dieſe Frage verneint. (Allſeitiger Beifall.) Er verwahre ſich 
Namens der Polen beſonders gegen den Ausdruck. Einem norddeutſchen 
Bunde könne man wohl beitreten aber nimmermehr einem „norddeutſchen 
Volke.“ 

Abg. Tweſten ſpricht ſchon aus andern Gründen gegen das Amen⸗ 
dement Scherer, will aber hauptſächlich auch keinem norddeutſchen Volke 
angehören, kein ſolches kennen. Er verwahrt ſich ſchließlich vor einzelnen 
Aeußerungen des Herr Scherer. Unmöglich könne man glauben, daß für 
die Bundesverfaſſung, wie ſie vorliege, Euthuſiasmus im Volke hervorge⸗ 
rufen werden konnte. (Sehr richtig.) Das Volk werde das Werk als ein 
Werk der Noth betrachten, welches aber nicht den gehegten Hoffnungen ent 
ſpräche. Wenn nun ſtets die Mahnungen von jener Seite kamen, ſie ſoll⸗ 
ten nicht das Werk gefährden, dann ſei es auch nicht zu verwundern, wenn 
man von dieſer Seite darauf aufmerkſam mache, nicht zu weit zu gehen, 
damit das Werk nicht gefährdet werde. Die Urſache, daß die liberale Seite 
nur ſtets mit ſehr kleiner Majorität geſiegt habe, liege in Herrn v. Binde 
und Genoſſen, die die liberale Seite in konſtitutionellen Fragen im Stich 
gelaſſen. (Beifall) — Abg. v. Binde: Er und feine Freunde hätten die 
nationale Sache über Alles geſtellt, auch über die kouſtitutionelle Schablone. 
— Abg. Tweſten; Was Hr. v. Vincke als konſtitutionelle Schablone be⸗ 
zeichnet hat, betrachte ich als ein weſentliches und nicht aufzugebendes 
Recht. (Beifall links.) — Das Amendement Scherer wird abgelehnt, und 
die Einleitun sformel der Regierungs-Vorlage fo gut wie einſtummig an⸗ 
genommen, desgleichen die Ueverſchrift „Der Entwurf der Verfaſſung des 
norddeutſchen Bundes“. Sel ſtverſtandlich fällt der Ausdruck „Eulwurſ“ 
nach definitiver Annahme der Verfaſſung fort. Damit iſt die Vorberahnng 
geſchloſſen. — Es folgt der zweite Gegenſtand der Tages Ordnung: Wahl⸗ 
prüfungen. Namens der erſten Abtheilung beantragt der Referent Abg. 
Delius Gultigkeit der Wahlen der Abgg. Weigelt und Forckenbeck das 
Haus genehmigt ſie. Die zweite Abtheilung hat feine Wahlen zur Prü⸗ 
fung vorzulegen. Namens der dritten Abtheilung beantragt der Referent 
Abg. von Uuruhe-Bomſt die Gi tigkeit der Wahl des Abg. Rauchhaupt. 
Das Haus ift damit einverſtanden und genehmigt ebeufo die Wahlen der 
Abgg. Gneiſt, v. Beſſel und v. Jagow (Per eberg.) Dann ſchließt der 
Prafident die Sitzung um 1½% Uhr und beraumt die nächſte auf Montag 
10 Üor an. Tages Ordnung; Schlußberathung über den Verfaſſungs⸗ 
Entwurf. 

Heilbronn, 7. Aptil. Bel gefülltem Saale fand beute 
eine Verſammlung der deutſchen Partet, ihrer Anhänger, Freunde 
und Geſinnungegenoſſen im Falken Statt. Zu unſerer Freude ent- 
deckten wir Manchen darunter, der bisher in den Reihen der Volke⸗ 
partei geſtanden. Die Verhandlungen währten bis nach 5 Uhr. 
Während derſelben liefen Telegramme ei ; von Biberach: 

Wir grüßen aus dem Oberland 

Die Freunde an dem Neckarſtrand; 

Nur mit dem Norden in dem Bund 

Wird Schwaben ſtark, frei und geſund. 
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München, 8. April. Die in Betreff der Luxemburger 
Frage an den Staatsminiſter Fürſten v. Hohenlohe zu richtende 
Erklärung der Mitglieder unſerer Kammer der Abgeordneten findet, 
wle zu erwarten ſtand, allgemeine Beiſtimmung. Der Kürze der 
Zeit ungeachtet bat bereits bis heute eine ſehr große Anzahl Ab⸗ 
geordneter ihre ſchriftliche Zuſtimmung eingeſendet, und befinden ſich 
hierunter hervorragende Mitglieder aller in der Kammer vertretenen 
politiſchen Parteien. Unſere Volksvertreter liefern auf's Neue den 
Beweis, daß, wo es ſich um deutſche Intereſſen handelt, alle Parteis 


t ed winden. 
e 


Wien, 8. April. Die „N. Fr. Pr.“ ſchreibt: Der preu- 
ßiſche Geſandte Frhr. v. Werther hatte geftern eine mehrſtündige 
Beſprechung mit dem Frhrn. v. Beuſt, der ſeine für heute beſtimmte 
Abreiſe nach Prag verſchoben hat. Man erzählt, die Miſſton des 
preußiſchen Diplomaten jet geweſen, das öſterreichiſche Kabinet hin ⸗ 
ſichtlich ſeiner Auffaſſung des Streites um Luxemburg zu ſondiren. 
Die öſterreichiſche Regierung ſoll — jo heißt es — im Einver⸗ 
ſtändniß mit England eine diplomatiſche Intervention zu Gunſten 
der Erhaltung des Friedens vorbereiten. 

Paris, 8. April. (K. 3.) Soll Frankreich Krieg führen, 


- jo muß es immer „im Dienſte einer Idee“ geſchehen; „kleinliche 


Ländergier liegt ihm gänzlich fern“. Wie glücklich daher, daß es 
endlich dieſe Idee, die moraliſche Seite feiner Beſtrebungen — 
entdeckt hat. Nicht um Luxemburg handelt es ſich mehr, nicht um 
ſchnöden Beſitz und Erwerb, ſondern einzig um die Beleidigung 
des franzöſiſchen Natlonalgefühls und franzöſiſcher Ehre durch die 
Fortdauer der unberechtigten preußiſchen Garniſon in der Feſtung 
Luxemburg. Letzten Sonnabend iſt ein Courier nach Berlin abge- 
gangen mit dem Auftrage an Benedetti, dieſe Saite jetzt dem 
Grafen Bismarck gegenüber als die „eorde sensible“ anzuſchla⸗ 
gen. Der „Etendard“, jetzt das bevorzugte Organ des Kaiſerlichen 
Privatgedankens, wird dieſe Auslegung heute Abend in einer an- 
ſcheinend an die „Liberté“ gerichteten Antwort dem Publikum 
mundgerecht machen. Denn es iſt jetzt der Kaiſer, der den Krieg 
will. Am Freitag wurde Marquis de Mouſtier ſehr ungnädig von 
ihm empfangen, als er es wagte, ihm einige Bemerkungen im 
Sinne friedlichen Ausgleichs zu machen. Von da an gab ſich 
auch im auswärtigen Amte eine kriegeriſche Tendenz kund, die er- 
ſichtlich nach dem Elfer des Renegatenthums ſchmeckte. Am Sonn- 
abend ließen ſich ſämmtliche in Paris anweſende Marſchälle, den 
kriegsluſtigen Niel ausgenommen, beim Kalſer melden, um ihm 
gleichfalls gewiſſe Vorſtellungen zu unterbreiten. Napoleon III. 
empfing auch fie ſehr kalt und meinte: „daß er ſie hören wolle, 
obwohl er ſie nicht zu ſich berufen“. Die Marſchälle entwickelten 
darauf, daß man aus zwei Gründen den Krieg zu vermeiden 
ſuchen müſſe, einmal, weil er der Stimmung des Volkes nicht ent⸗ 
ſpräche und zweitens, weil man militäriſch nicht bereit ſei. Man 
könne vorerſt nur über 400,000 Mann kriegsgeübter Truppen 
verfügen, während man deren 800,000 zum mindeſten bedürfe. 
Der Kaiſer entgegnete erſtens, „daß die Marſchälle die Stimmung 
des Volkes nicht kännten, und zweitens, daß er binnen 6 Mona- 
ten über 1,200,000 Mann werde verfügen können“, worauf er 
Hinzugefügt, „er fordere die Herren auf, ſich nicht mit polttiſchen, 
ſondern ſich einzig mit milttärtſchen Dingen zu beſchäftigen; er 
werde nach wie vor die wahren Intereſſen des Landes zu vertre- 
ten wiſſen“. : 

Paris, 8. April. Während ein Theil der Parijer Blätter 
jede Gelegenheit ergreift, um daraus die Nothwendigkeit eines Krie- 
ges gegen Preußen zu demonſtriren, iſt nach den amtlichen Mel- 
dungen aus der Provinz die Stimmung der Regierung nichts we⸗ 
man wirft derſelben vor, ohne Noth Schwierig- 
keiten hervorgerufen zu haben, aus welchen ſie ſich nur durch einen 
diplomatiſchen Rückzug oder einen Krieg herauszuziehen vermöge. 
Die Beziehungen zwiſchen dem franzöſiſchen und preußiſchen Hofe 
ſind übrigens bis jetzt noch durchaus freundſchaftlicher Art. Man 
verſichert ſogar, daß der König von Preußen durch ein eigenhän⸗ 
diges Schreiben vom Kaiſer eingeladen worden jet, bei ſelnem Be⸗ 
ſuche der Ausſtellung in den Tuflerien abzufteigen, und daß Erſterer 
zugeſagt habe, von der Einladung Gebrauch zu machen. Man 
meint, Frankreich werde, wenn die Großmächte die Abtretung Luxem- 
burgs an Frankreich beanſtanden ſollten, in die Neutraliſtrung des 
Großberzogthums willigen, wofern Preußen ſeine Truppen aus der 
Feſtung Luxemburg zurückziehen würde. 

London, 8. April. Laut einer telegraphiſchen Depeſche 
aus Malta haben die im Hafen von Valetta liegenden britiſchen 
Panzerſchiffe plötzlich Befehl erhalten, in See zu ſtechen. Die „Ga- 
latea“, die der Herzog von Edinburgh (Prinz Alfred) kommandirt, 
Abend nach Marſeille ab. Der „Prince Con- 
ſort“ und der „Royal Oak“ ſollen heute mit verfiegelten Befehlen 
nach Baletta abſegeln. Wie man dort allgemein glaubte und auch 
bier annimmt, iſt die Beſtimmung der Panzerflotte Gibraltar und 
Cadix, wo fie von Spanien Genugthuung für die Mißhandlung 
des „Tornada“ und der „Victoria“ erzwingen ſoll. 

— Der Konflikt zwiſchen den engliſchen und ſpaniſchen Be⸗ 
hörden, der ſchon ſeit einiger Zelt in der Schwebe iſt und ſich um 
die Wegnahme des engliſchen Küſtenfahrzeuges „Victoria“ aus Gibral- 
tar durch einen ſpaniſchen Zollkutter dreht, wird durch eine un⸗ 
ter dem vergangenen Sonnabend von Lord Stanley an den eng- 
liſchen Geſandten in Spanien abgeſandte Depeſche elner Entſchei 
dung zugedrängt. Das Aktenſtück behandelt den in Rede ſtehenden 
Vorgang ausführlich und ſtellt den Thatbeſtand in Kurzem folgen- 
dermaßen dar: Die „Königin Victoria” wurde am 15. Januar 
1866 von einem ſpaniſchen Küſtenwächter auf hoher See geentert 
und nach Cadiz gebracht. Dort wurde die Bemannung mit Reiſe⸗ 
geld verſehen und unter Drohungen aus der Stadt verwieſen. 
Der Kapitain wurde einige Zeit feſtgehalten, dann ſeiner Papiere 
beraubt und entlaſſen. Den Namen des Schiffs hatte man als- 
bald ausgewiſcht und den zweiten Tag nach feiner Ankunft in Cadiz 
wurde daſſelbe angemeldet, als in der Nähe von Cadiz im ver- 
laſſenen, herrenloſen Zuſtande aufgefundenes Fahrzeug. Letztere 
Behauptung ließ man in der Folge fallen und ſtatt deſſen verur⸗ 
heilten die ſpantſchen Behörden ohne Anzeige an den engliſchen 
Konſul die „Victoria“ als genommen, während des Verſuchs Contre⸗ 
bande an den ſpaniſchen Küften zu landen. Die an Bord befind- 
wurden nach öffentlicher Anzeige verſteigert. Nach 
Aufftellung vorliegender Fakta beſpricht Lord Stanley die in Jolge 
derſelben zwiſchen beiden Regierungen gepflogenen Verhandlungen 


und wendet fi gegen den letzten ſpaniſchen Vorſchlag in dieſer 
Angelegenheit, nämlich: das Urthell gegen die „Victoria“ für nich⸗ 
tig zu erklären und es dann dem britiſchen Konſul und den In⸗ 
tereſſenten zu überlaſſen, ihre Klagen und Anſprüche vor einem 
anderen ſpaniſchen Gerichtsbofe geltend zu machen und zu vertreten. 
Nicht nur, ſagt die Depeſche zum Schluſſe, muß die Königliche 
Regierung eine folge Zumuthng ablehnen, ſondern auf der ande- 
ren Seite zugleich auf der ſofortigen Reſtitution von Schiff und 
Cargo, reſp. des vollen Werthbetrages dafür fowie hinreichender 
Geldentſchädigung für Kapltain Mannſchaft, begleitet von dem 
Aus drucke des Bedauerns an die Königlich engliſche Regierung wegen 
der Verunglimpfung der britiſchen Flage beſtehen. Die Inſtruktion 
an den diefjeitigen Geſandten lautet, Abſchriſt der Depeſche an 
die ſpaniſche Regierung gelangen zu laſſen und dabei die Hoffnung 
aus zuſprechen, daß dieſelbe die Sache nicht bis zu ernſtlichen Miß hellig⸗ 
keiten kommen laſſen werde. 2 

Florenz, 6. April. Der italienifche Unterhändler bei der 
Kurie, Tonello, iſt von Rom ohne Sang und Klang zurückgekehrt. 
Ganz ergebniflos war allerdings fein römiſcher Aufenthalt nicht, 
aber die erzielten Erfolge ſind unweſentlich für die Löſung des 
großen zwiſchen Rom und Florenz ſchwebenden Problems. Durch 
die Ernennung einiger Biſchöfe, durch die Erleichterung gewiſſer 
Paß- und Zollformalitägen verliert der eigentliche Konflikt nichts 
von ſeiner Schärfe, wird der unvermeidliche Ausbruch auch um 
keinen Tag hinausgeſchoben. Die römiſche Curie ſetzt ihre Hoff⸗ 
nung auf die mißliche Lage Italiens, und fie weiß ganz gut, daß 
die ungelöſte römiſche Frage ihren Hauptantheil hat an den die 
Ruhe und das Wohlbefinden Italiens bedrohenden Gefahren; 
aber wenn fie hofft, daß ein Italien treffendes Unheil ihr zu 
Gute kommen müſſe, fo dürfte fie einen verhängniß vollen Irrthum 
begehen. 

Bukareſt. Unterm 6. wird von hier telegraphirt: Die 
unter der früheren Regierung mit dem Hauſe Godillot wegen Lie⸗ 
ferung von Kleidungeſtücken für die Armee abgeſchloſſenen Kon- 
trakte wurden von der Kammer gegen eine Entſchädigung von 4 
Millionen Plaſter aufgelöſt. Der Kriegsminifter legte einen Armee⸗ 
Organiſatlons-Entwurf vor, welcher von der Kammer mit Beifall 
aufgenommen wurde. 3 

Newyork, 25. März. In den Beamtenkreiſen, beſonders 
im Poft- und Steuerfache, hat der Konflikt des Kongreſſes mit 
der Exekutive die für das Volk nachtheilige Folge, daß offene 
Stellen auf lange Zeit unbeſetzt bleiben. Der Praſident ſtellt ſeine 
Geſinnungsgenoſſen an, der Kongreß verweigert die Beftätigung, 
und während die Vakanzen ſo offen bleiben, können die Steuern 
ſich ſelbſt einſammeln, die Unterbeamten waſchen ihre Hände in 
Staatsgeldern und die Poſten find in vielen Fallen in einer heil 
loſen Unordnung. N 


Pommern. 

Stettin, 11. April. Nach dem in der heutigen General- 
Verſammlung der Aktlonäre der Ste- und Fluß-Verſicherungs⸗Ge⸗ 
ſellſchaft „Pommeranta“ von Hrn. Grawitz gehaltenen Vortrage, 
theilen wir zu dem bereits von uns veröffentlichten Geſchäftsbericht 
noch Folgendes mil: Die © aft iſt im Jabre 1866 von 76 
Seeſchäden (gegen 77 pro 1865) und 13 Flußſchüden heimgeſucht. 
Unter erfteren befanden ſich 7 verſchollene Schiffe (3 Dampfer und 
4 Segelſchiffe) und 17 Total-Verluſte (dabei 1 Dampfer). Der 
größte Verluſt auf einem Schiffsboden in der Seebranche betrug 
5000 Thlr., in der Flußbranche 3050 Thlr. Schließlich wurden 
die Rechnungs⸗Reviſoren Herren Ed. Lübcke, W. Piper und Allen⸗ 
dorf, jo wie das ſtatutenmäßig ausgeſchiedene Verwaltungsmitglied, 
Hr. Grawitz durch Akklamation wiedergewählt. 


— Morgen Nachmittag um A Uhr findet die Abiturienten - 


Entlaſſung im Saale der Friedrich⸗Wilbelmsſchule ſtatt. Bei der⸗ 
ſelben werden ſprechen: der Abiturient Malbranc, engliſch, über 
die Schauplätze der preußiſchen Kriege; der Primaner Geiftert, 
franzöſiſch, über Friedrich den Großen und der Primaner Stü- 
wert, deutſch, Erinnerung an Scharnhorſt. Das Programm ent- 
hält außer den Schulnachrichten über die Zeit von Michaelis 1865 
bis Oſtern 1867 eine Abhandlung des ordentlichen Lehrers Dr. 
Pauli: „Ueber die Benennung der Körperthelle bei den Indoger⸗ 
manen.“ Dem im Programm der Schule über die Verwaltung der 
Scheibert-Kleinſorge-Stiftung aufgenommenen Rechen⸗ 
ſchaftsbericht entnehmen wir, daß der Stiftungsfonds Ende v. Is. 
2,683 Thlr. 15 Sgr. 1 Pf. betrug. 

— Auf dem heute in der Neuſtadt begonnenen Frühjahrs- 
markte herrſchte, wozu theilweiſe auch wohl die ungünſtige Witterung 
beitrug, nur wenig Leben. Selbſt der ſonſt ſtets ziemlich ſtark frequen · 
tirte Schuhmarkt war bis gegen Mittag nur hoͤchſt mäßig beſucht. 
Von Marltdiebſtählen iſt nur ein einziger, den zwei Burſchen auf 
dem Topfmarkt verübt und bei dem ſie ergriffen wurden, zur An- 
zeige gekommen. 

— In dem Haufe Petrikirchſtraße Nr. 10 wurden geſtern 
wieder zwel meſſingene Gasarme abgebrochen und entwendet. 

— Die in der Fabrik von Aron u. Gollnow in Grabow 
beſchäftigte 18jährige unverehelichte Hedwig Klamp wurde am 
6. d. Mis. durch eigene Unvorſichtigkeit von einer Kurbel erfaßt 
und am linken Oberſchenkel jo erbeblich verletzt, daß nach ärzt⸗ 
lichem Ausſpruche Gefahr für ihr Leben zu beſorgen if, Sie 
wurde ſofort nach dem Grabower Krankenhauſe geſchafft. 

— Die vom Ende der Unterwiek nach der Stettin-Pölitzer 
Chauſſee führende „Blumenſtraße“, deren Inſtandhaltung theilweiſe 
der Stadt Stettin theilweiſe der Kommune Grabow obliegt, befin- 
det ſich zur Zeit in einem ſolchen Zuſtande, daß dieſelbe mit 
Fuhrwerk kaum paſſirbar iſt. Eine ſchleunige und gründliche Re⸗ 
paratur iſt demnach dringend erforderlich. 

— Der Hauptmann Kreyher iſt unter Beförderung zum 
Major zum Abtheilungs Kommandeur im pomm. Feld-Art.-Negt. 
Nr. 2 ernannt worden. 

— Vergleichende Zuſammenſtellung der Betrlebs-Einnahmen 
I. der Stammbahn Berlin-Stettin-Stargard. Einnahme im Mo- 
nat März 1867 132,336 Thlr., im Monat März 1866 118,642 
Thlr., mithin im Monat März 1867 mebt 13,694 Tptr,, überhaupt 
im Jahre 1867 gegen 1866 mehr 44,857 Thlr. II. der Zweigbabn 
Stargard⸗Köelin⸗Kolberg. Einnahme im Monat Mär; 1867 
31,565 Thlr., im Monat März 1866 29,919 Thlr., mithen im 
Monat März 1867 mehr 1646 Tolr., überhaupt im Jahre 1867 
gegen 1866 mehr 4197 Thlr. III. der Vorpommerſchen Zweig- 

» 


— 


bahnen. Einnahme im Monat März 1867 41,438 Thlr., im 
Monat März 1866 40,894 Thlr., mithin im Monat März 
1867 mehr 544 Thlr., überhaupt im Jahre 1867 gegen 1866 
mehr 7580 Thlr. 

Vermiſchtes. 

— (Ein Hunde-Begräbnif.) An der Verherrlichung ber 
eigenen Kriegsthaten, an dem Preiſe ihrer Helden hat die eng- 
liſche Nation es nie fehlen laſſen. Das hat ſchon mancher 
Deutſche im Geſpräche mit Briten über die Schlacht bei Waterloo 
gehört, das wird auch Jedem auffallen, der in den Erſcheinungen 
der Roman - Literatur auf die ſtereotype Figur des „Helden von 
Balaklawa“ ſtößt und findet, wie die mageren Lorbeeren des 
Krim-Felzuges überall herhalten müſſen. Einer der in England 
nicht am wenigſten bekannten Helden jenes Feldzuges wurde in 
dieſen Tagen mit allen militäriſchen Ehren in Chatam zur leßten 
Ruheſtätte geleitet. Es war der Hund „Snob“, der an ber 
Alma von einem Unteroffizier der 11. Kompagnie des Ingenleur⸗ 
Korps auf dem Leichnam eines gefallenen ruſſiſchen Offiziers ge- 
funden und mitgenommen wurde. Von dieſer Zeit an blieb er 
bei dieſer Kompagnie, machte mit ihr die Treffen bei Balaklawa, 
Inkermann und die Belagerung von Sebaſtopol mit und em- 
pfing als Dekoration ein blaues Band mit einer Medaille. Als 
ruhmbedeckter Hund begleitete er die Kompagnie nach England 
zurück und ſchlug in der Kaſerne derſelben fein Quartier auf. 
Die lange Gewohnheit hatte ihn mit allen Hornfignalen vertraut 
gemacht, und beſonders wenn zum Eſſen geblaſen wurde, erſchlen 
er ſtets mit der größten Pünktlichkeit. Von feinen ſonſtigen Eigen- 
ſchaften wird eine entſchiedene Abneigung gegen Offiziere hervor⸗ 
gehoben, die er nie ermangelte, mit mürriſchem Knurren und zor⸗ 
nigem Gebell zu begrüßen. Seine irdiſchen Ueberreſte wurden in 
einem Sarge mit der Aufſchrift: „Snob ſtarb am 31. März 1867, 
war bei Inkermann ꝛc.“ in der Nähe des Denkmals für die im 
Kriege gefallenen Ingenteuroffiziere feierlich beigeſetzt. Die Spiel⸗ 
leute der Truppe ſpielten den Trauermarſch, wobei eine bei Bo⸗ 
marſund den Ruſſen genommene und aus dem Muſeum eigens 
entllehene Trommel mitwirkte. Mit drei Piſtolen wurde eine drel⸗ 
malige Salve über dem Grabe abgefeuert und außer den Kom⸗ 
pagnieoffizleren und Mannſchaften wohnten mehrere hohe Offiziere 
der Waffe diefem Trauerakte bei, wodurch derſelbe einen elgen⸗ 
thümlich feierlichen Anſtrich erhielt. 


Neueſte Nachrichten. 

Berlin, 10, April. Die mehrfach wiederholte Meldung 
über das Eintreffen einer franzöſiſchen Note oder Depeſche, welche 
die Räumung Luxemburgs oder Zuſammentreten einer europälſchen 
Konferenz zur Regelung der luxemkurgiſchen Frage in Anregung 
bringt, wird als durchaus unbegründet bezeichnet. Nichts deſtoweni⸗ 
ger werden in diplomatiſchen Kreiſen bie Hoffnungen auf eine 
Verſtändigung mit Frankreich nicht gethellt, da ſichere Anzeichen 
vorliegen, daß Frankreich ſich auf ernſte Eventualitäten vorbereitet. 

Hamburg, 10. April. (Priv.-Dep. d. Berl. Börſ.-Ztg.) 
Die „Börſenhalle“ veröffentlicht ein offizlöſes Berliner Privat-Tele- 
gramm, welches mittheilt, die franzöſiſche Reglerung habe vor vler⸗ 
sehn Tagen an das Wiener Kabinet den chluß eines Offenſiv⸗ 
und Defenſiv⸗Bündniſſes gegen Preußen ten, die 8 — 
ſche Regierung habe aber geſchwankt, dasſelbe anzunehmen, well 
Miniſter Beuſt gegen den Abſchluß des Bündniſſes geweſen ſel, 
während die Militärpartet dafür war. In Folge diefer Zögerung 
Oeſterreichs habe Frankreich ſein Anerbieten zurückgezogen und ſelt⸗ 
dem ſel die öſterreichiſche Regierung der preußiſchen wieder näher 
getreten. 

Paris, 10. April. Dem „Etendard“ zufolge baben die 
Bureaux des Senates zwei Interpellatlonsgeſuche in Betreff Luxem⸗ 
burgs zugelaſſen; andere Interpellationen wurden zurückgewleſen, 
um Frankreichs diplomatiſche Thätigkeit nicht zu hemmen. 

— Der Verkauf des „Avenir National“ und der „Liberté“ 
auf Straßen und Platzen iſt verboten worden; gegen die „Aberté“ 
iſt eine gerichtliche Verfolgung angeordnet worden. 

Börſen⸗Berichte. 
5 11. April. Witterung: regnigt. Temperatur + 8 e R. 


Weizen anfangs niedriger, daun höher, ſchließt etwas ruhiger, loco 
pr. 8öpfd. gelber und weißbunter 85—90 4% bez., geringer 78—84 9% 
bez., 83—8öpf. 1 Frühjahr 88, 881, „ bez. u. Br. Mai ⸗ Juni 
87, 87½, 87 & bez. u. Gd., Juni⸗Juli 86 ½ ge Br., Juli⸗Auguſt 84 ½, 
% & bez., Septbr.⸗Oktober 80 % Br. 
Roggen höher bezahlt, pr. 2000 Bid. loco 54—567½ . . 
rühjahr 54%, 55%, 3 bez., Mai⸗Juni 55 u. Gd., Juni⸗Juli 55, 
or bez., Juli» Auguft 54%, Ag Gb., September Oktober 51½ 


Gerfte loco pr. 70pfd. nach Qualität 44½ —47 bez., Frühjahr 
69—70pfd. ſchleſiſche 46 % Gd. 

Hafer loco pr. 50pfd. 29—31 „ bez., Frühjahr 31 % Br. 

Erbſen loco Futter- 52 —54 3 bez. 

Rappkuchen loco 1% . bez. 

Rüb öl feſt, loco 11 % Br., April⸗Mai 11 11½ . bez. u. 
Gd., Mai 11 bez., September⸗Oktober 11%, bez. u. Br. 

Spiritus etwas feſter, loco ohne aß 161, bez., Frühjahr 16%, 
S bez. u. Gd., Mai-Junt 16% % Gb., Juni-Juli 16%, N Gb, 
Juli⸗Auguſt 16%, % Gd. . 12 

Angemeldet: 300 Ctr. Rüböl, 10,000 Qrt. Spiritus. 

Hamburg, 10. April. Getreidemarkt. Weizen und Roggen loco feſt, 
aber ruhig, auf Termine feſt bei beſchränktem Geſchäft. Weizen pr. April 
5400 Pfd. netto 159 Bankothaler Br., 158 Gd., pr. Frühfſahr 157 Br., 
156 Gd. Roggen pr. April 5000 Pfd. Brutto 96 Br., 94 Gd., pr. Früh⸗ 
jahr 94 Br. u. Gd. Hafer ſehr ruhig Oel flau, weichend, loco 24½, pr. 
Mai 24%. Pr. Oktober 25%,. Spiritus überwiegend angeboten, 225 
Kaffee und Zink ohne Umſatz. Wetter veränderlich. 

Amſterdam, 10. April. Getreidemarkt. (Schlußbericht.) Weizen 

8 Roggen 2 Fl. höher. Rüböl pr. Mai 36/8, pr. Oktober ⸗Dezem⸗ 
er 38%. 

London, 18. April. Getreidemarkt. (Schlußbericht.) Weizen feft zu 
vollen Montagspreiſen verkauft, von engliſchem geringe, von fremdem mä- 
ßige Zufuhren. Hafer feſt. — Schönes Wetter. 


